
haben, indem ein unbestimmt großer Personenkreis 
durch wohnungswirtschaftlich vielfach nicht genehmi­
gungsbedürftige Aufnahme in eine Wohnung und in 
den Mietvertrag größere Rechte an der Wohnung er­
hielte, als ihm wohnungswirtschaftlich, insbesondere 
bei Tod oder Auszug des früheren Hauptmieters, zu­
stünde. Es ist deshalb davon auszugehen, daß die Vor­
aussetzungen für den Abschluß eines Mietvertrags 
seitens des Verklagten nicht gegeben sind und somit 
der Mietvertrag vom 2. April 1965 nichtig ist, soweit 
er den Verklagten als Mitmieter aufführt.
Aus alledem ergibt sich, daß von einem Untermiet­
verhältnis auszugehen ist. Deshalb muß das Stadt­
bezirksgericht den Sachverhalt unter veränderten 
rechtlichen Gesichtspunkten erneut überprüfen. Dabei 
könnte von Belang sein, ob wohnungswirtschaftliche 
Bedenken gegen die von der Klägerin angestrebte Ent­
scheidung bestehen und ob Mieterschutz nach § 24 
MSchG gegeben ist.

§ 10 Abs. 3 EGFGB; §§ 2333, 2335, 2336 BGB.
1. Die Befugnis der Ehegatten, nach den Bestimmun­
gen des Erbrechts letztwillige Verfügungen zu errichten 
(§ 10 Abs. 3 EGFGB), umfaßt auch die Befugnis des 
einen, dem anderen den Pflichtteil zu entziehen.
2. Für die Pflichtteilsentziehung zwischen Ehegatten 
sind die für Abkömmlinge in § 2333 BGB ausschließ­
lich angeführten Entziehungsgründe entsprechend an­
zuwenden. Dabei ist unbeachtlich, ob die Ehe zu Leb­
zeiten bei Erhebung einer Scheidungsklage nach 
.§ 24 FGB geschieden worden wäre. § 2335 BGB ist in­
soweit nicht mehr anwendbar.
3. Bei der Entziehung des Pflichtteils muß der Grund 
dafür zur Zeit der Errichtung bestehen und in der 
letztwilligen Verfügung angegeben werden. Mangelt es 
an einer dieser Voraussetzungen, so ist die letztwillige 
Verfügung hinsichtlich der Pflichtteilsentziehung 
nichtig.
4. Obwohl — namentlich bei einem privatschriftlichen 
Testament — besondere Anforderungen an die Angabe 
des Grundes für die Entziehung des Pflichtteils nicht 
gestellt werden können, ist es aber für die Gültigkeit 
der Entziehung unabdingbar, daß sich aus der letzt­
willigen Verfügung zumindest andeutungsweise ergibt, 
auf welchen der gesetzlichen Entziehungsgründe 
(§ 2333 BGB) sich der Erblasser beruft.
5. Fehlt es in der letztwilligen Verfügung an der An­
gabe eines gesetzlichen Grundes für die Entziehung 
des Pflichtteils, so ist es unzulässig, im gerichtlichen 
Verfahren von den Erben nachgeschobenen Entzie- 
bungsgründen nachzugehen oder alle gesetzlichen Ent­
ziehungsgründe der Reihe nach auf ihr evtl. Vorliegen 
zu überprüfen.
BG Cottbus, Urt. vom 28. Mai 1969 — 3 BCB 5/69.

Die Klägerin ist die zweite Ehefrau des am 8. Au­
gust 1967 durch Freitod aus dem Leben geschiedenen 
Otto H. Sie war mit ihm seit dem 23. Oktober 1965 ver­
heiratet; die Ehe ist kinderlos geblieben.
Aus der ersten Ehe des H. sind drei Kinder hervorge­
gangen, und zwar die Mitglieder der verklagten Er­
bengemeinschaft.
Die Klägerin hatte zweimal die Scheidung der Ehe mit 
H. beantragt. Im ersten Verfahren söhnten sich die 
Parteien aus. Nach Erhebung der zweiten Klage nahm 
sich H. das Leben. Er hat ein eigenhändig geschrie­
benes und unterschriebenes Testament mit folgendem 
Wortlaut errichtet:

„Mein Wille ist, daß ich neben meiner ersten Frau 
beerdigt sein will. Meine Kinder aus erster Ehe er­
ben. Meine jetzige Frau bekommt nichts. Sie hat 
midi in den Tod getrieben.

gez. Otto H.“

Im Erbscheinverfahren hat das Staatliche Notariat 
festgestellt, daß die Kinder des H. zu je einem Drittel 
Erben geworden sind, und dementsprechend Erbscheine 
erteilt.
Die Klägerin behauptet, sie. sei pflichtteilsberechtigt 
und die Verklagten seien daher verpflichtet, über den 
Bestand des Nachlasses Auskunft zu erteilen. Das 
Testament enthalte keinen Pflichtteilsentzug. Sie habe 
dem Erblasser nicht nach dem Leben getrachtet.
Die Klägerin hat beantragt, die Verklagten zu verur­
teilen, Auskunft über den Bestand des Nachlasses ihres 
verstorbenen Ehemannes zu erteilen.
Die Verklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen. 
Sie haben erwidert, daß der Klägerin der Pflichtteil 
entzogen worden sei. Es sei ausschließlich auf das 
Verhalten der Klägerin zurückzuführen, daß der Erb­
lasser aus dem Leben geschieden sei. Das ergebe sich 
eindeutig aus dessen letzter Erklärung.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung einge­
legt, mit der sie ihren Antrag aus erster Instanz wie­
derholt. Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Klägerin gehört als Ehefrau ihres verstorbenen 
Ehemannes zu den pflichtteilsberechtigten Personen, 
da der Ehemann (Erblasser) sie durch eine Verfügung 
von Todes wegen von der Erbfolge ausgeschlossen hat 
(§ 2303 Abs. 2 BGB, § 10 EGFGB). Dieser Ausschluß 
von der Erbfolge ergibt sich aus dem privatschriftlichen 
Testament, in dem der Erblasser dahin testiert hat, daß 
die Klägerin nichts bekommt und seine Erben die Kin­
der aus erster Ehe (Verklagten) sind. Der Ausschluß 
von der Erbfolge ist auch zulässig (§10 Abs. 2 EGFGB). 
Nach § 2314 BGB haben die Verklagten als Erben auf 
Verlangen der pflichtteilsberechtigten Klägerin Aus­
kunft über den Bestand des Nachlasses zu erteilen, 
damit diese in die Lage versetzt wird, den Wert des 
Pflichtteils — der eine Forderung darstellt — zu be­
ziffern. Die Verklagten bestreiten ihre Verpflichtung 
auf Auskunftserteilung mit der Behauptung, daß die 
letztwillige Verfügung des Erblassers die Klägerin 
nicht nur von der Erbfolge ausschließt, sondern ihr 
auch den Pflichtteil entzieht, so daß eine Auskunfts­
pflicht entfalle.
Vorab ist die Feststellung zu treffen, daß auch nach 
Inkrafttreten des FGB ein Ehegatte nach wie vor be­
rechtigt ist, dem anderen beim Vorliegen der entspre­
chenden Voraussetzungen den Pflichtteil zu ent­
ziehen. Es hätte einer besonderen gesetzlichen Rege­
lung bedurft, wenn ein Pflichtteilsentzug zwischen 
Eheleuten nicht mehr zulässig sein sollte. § 10 EGFGB, 
der die Erbfolge der Ehegatten regelt, weist in Abs. 3 
ausdrücklich darauf hin, daß die Befugnis, nach den 
Bestimmungen des Erbrechts letztwillige Verfügungen 
zu errichten, durch die Neuregelung des FGB nicht 
berührt wird. Zu dieser Befugnis aus dem Erbrecht 
gehört aber auch die Möglichkeit des Pflichtteilsent­
zugs. Bedenken, die gegen diese Auffassung bestehen 
könnten, weil eine Ehegatte, der so schwerwiegende 
Gründe hat, daß diese einen Pflichtteilsentzug recht- 
fertigen, durch eine Scheidungsklage die Voraussetzun­
gen für einen Pflichtteilsanspruch in Wegfall bringen 
kann, während sonst der Erblasser nicht in der Lage 
ist, das den Pflichtteilsanspruch begründende Familien­
verhältnis (Verwandtschaft gerader Linie) aufzulösen, 
greifen nicht durch. Es wäre unbillig, einem Ehegatten, 
dessen Ehe beispielsweise durch schwere Verfehlungen 
des anderen zerrüttet ist, der sich aber dennoch nicht 
zur Scheidung entschließen kann, das Recht zu verweh­
ren, wenigstens durch einen Pflichtteilsentzug zu er­
reichen, daß sein Nachlaß den eingesetzten Erben un­
geschmälert zufließt. Daher ist ein Pflichtteilsentzug 
zwischen Ehegatten nach wie vor zulässig.
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